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BESCHLUSS (GASP) 2018/… DES RATES 

vom .... 

über restriktive Maßnahmen  

gegen die Verbreitung und den Einsatz chemischer Waffen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Europäische Union unterstützt die internationalen Verträge und Regelungen für 

Abrüstung, Nichtverbreitung und Rüstungskontrolle. 

(2) Die Union tritt für die effektive Umsetzung und weltweite Anwendung des 

Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des 

Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen (im Folgenden 

"CWÜ") ein und betont ihre Unterstützung für die Organisation für das Verbot chemischer 

Waffen (OVCW) und ihr Technisches Sekretariat sowie deren Bedeutung. Die Union 

verurteilt entschieden die Verbreitung und den Einsatz chemischer Waffen gleich an 

welchem Ort, gleich durch wen und gleich unter welchen Umständen. Um das im CWÜ 

festgelegte Verbot des Einsatzes chemischer Waffen zu unterstützen, welcher eine ernste 

Bedrohung der internationalen Sicherheit darstellt, erachtet es die Union als erforderlich, 

besondere Maßnahmen gegen jene zu ergreifen, die auf solche Waffen zurückgreifen oder 

zu ihrer Entwicklung oder ihrem Einsatz beitragen. Die Union ist entschlossen, dazu 

beizutragen, dass die für den Einsatz von chemischen Waffen verantwortlichen Personen, 

Organisationen, Gruppen und Regierungen sowie jene Personen, die ihnen bei solchen 

Aktivitäten behilflich sind oder sie dazu anspornen, ermittelt und zur Rechenschaft 

gezogen werden. 

(3) Vor diesem Hintergrund hat die Union ihre Unterstützung für den am 27. Juni 2018 

angenommenen Beschluss der Konferenz der Vertragsstaaten des CWÜ im Hinblick auf 

die Bewältigung der vom Einsatz chemischer Waffen ausgehenden Bedrohung bekundet. 
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(4) Die Union und ihre Mitgliedstaaten unterstützen andere internationale Initiativen zur 

Bewältigung der von chemischen Waffen ausgehenden Bedrohung; dazu zählen 

unter anderem die Australische Gruppe, die durch die Koordinierung und Harmonisierung 

nationaler Ausfuhrkontrollmaßnahmen zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem CWÜ 

und dem Übereinkommen über das Verbot biologischer Waffen und von Toxinwaffen 

beiträgt, sowie die Sicherheitsinitiative zur Unterbindung der Verbreitung von 

Massenvernichtungswaffen und die Internationale Partnerschaft gegen Straffreiheit beim 

Einsatz chemischer Waffen. Ferner unterstützen die Union und ihre Mitgliedstaaten die 

Umsetzung der einschlägigen Resolutionen des VN-Sicherheitsrats, insbesondere der 

Resolutionen 1540 (2004), 2118 (2013), 2209 (2015), 2235 (2015) und 2325 (2016). 

(5) Am 22. März 2018 ist der Europäische Rat zu dem Schluss gekommen, dass der Einsatz 

chemischer Waffen einschließlich des Einsatzes jeglicher toxischer Chemikalien als Waffe, 

gleich unter welchen Umständen, völlig unannehmbar ist, systematisch und streng 

verurteilt werden muss und eine Sicherheitsbedrohung für uns alle darstellt. Am 28. Juni 

2018 hat der Europäische Rat dazu aufgerufen, so bald wie möglich eine neue EU-

Regelung für restriktive Maßnahmen gegen den Einsatz und die Verbreitung chemischer 

Waffen anzunehmen. 

(6) Dieser Beschluss ist Teil der Bemühungen der Union zur Bekämpfung der Verbreitung und 

des Einsatzes chemischer Waffen. Hinsichtlich des Geltungsbereichs und der Definition 

chemischer Waffen sollte dieser Beschluss mit dem CWÜ übereinstimmen. 

(7) Für die Durchführung bestimmter Maßnahmen ist ein weiteres Tätigwerden der Union 

erforderlich — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 
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Artikel 1 

"Chemische Waffen" bezeichnen chemische Waffen im Sinne des Artikels II des 
Chemiewaffenübereinkommens (CWÜ). 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um die Einreise in oder die 

Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet folgender Personen zu verhindern: 

a) natürliche Personen, die für folgende Handlungen verantwortlich sind, diese 

finanziell, technisch oder materiell unterstützen oder auf andere Weise an ihnen 

beteiligt sind: 

i) Herstellung, Erwerb, Besitz, Entwicklung, Transport, Lagerung oder 

Weitergabe chemischer Waffen; 

ii) Einsatz chemischer Waffen; 

iii) Beteiligung an Vorbereitungen für den Einsatz chemischer Waffen; 

b) natürliche Personen, die eine natürliche oder juristische Person, Organisation oder 

Einrichtung unterstützen, ermutigen oder veranlassen, sich mit einer Tätigkeit nach 

Buchstabe a dieses Absatzes zu befassen und dadurch die Gefahr, dass solche 

Tätigkeiten ausgeführt werden, hervorrufen oder zur ihr beitragen; und 

c) mit den natürlichen Personen in Buchstaben a und b in Verbindung stehende 

natürliche Personen; 

wie im Anhang aufgeführt. 



 

 

11936/18    ESS/mhz/ll 5 
 RELEX.1.C LIMITE DE 
 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eigenen Staatsangehörigen die 

Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

(3) Absatz 1 lässt die Fälle unberührt, in denen für einen Mitgliedstaat eine völkerrechtliche 

Verpflichtung besteht, und zwar: 

a) als Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen Organisation, 

b) als Gastland einer internationalen Konferenz, die von den Vereinten Nationen 

einberufen wurde oder unter ihrer Schirmherrschaft steht, 

c) im Rahmen eines multilateralen Abkommens, das Vorrechte und Immunitäten 

verleiht, oder 

d) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat Vatikanstadt) und Italien 

geschlossenen Lateranvertrags. 

(4) Absatz 3 gilt auch in den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat Gastland der Organisation für 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist. 

(5) Der Rat wird in allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat eine Ausnahme aufgrund der 

Absätze 3 oder 4 gewährt, ordnungsgemäß unterrichtet. 
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(6) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den Maßnahmen nach Absatz 1 zulassen, 

wenn die Reise aufgrund einer humanitären Notlage oder aufgrund der Teilnahme an 

zwischenstaatlichen Treffen und an Tagungen gerechtfertigt ist, die von der Union 

unterstützt oder ausgerichtet werden oder von einem Mitgliedstaat als amtierendem OSZE-

Vorsitz ausgerichtet werden, wenn dort ein politischer Dialog geführt wird, der den 

politischen Zielen der restriktiven Maßnahmen, einschließlich der Durchführung 

gesetzlicher Verbote chemischer Waffen und der Verwirklichung der Abrüstung im 

Chemiewaffenbereich, unmittelbar dient. Mitgliedstaaten können auch dann Ausnahmen 

von den Maßnahmen nach Absatz 1 zulassen, wenn die Einreise oder Durchreise für die 

Teilnahme an einem Gerichtsverfahren notwendig ist. 

(7) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 6 zulassen möchte, unterrichtet den Rat 

schriftlich hiervon. Die Ausnahme gilt als gewährt, wenn nicht von einem oder mehreren 

Mitgliedern des Rates innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang der Mitteilung über 

die vorgeschlagene Ausnahme schriftlich Einwände erhoben werden. Sollte von einem 

oder mehreren Mitgliedern des Rates ein Einwand erhoben werden, so kann der Rat mit 

qualifizierter Mehrheit beschließen, die vorgeschlagene Ausnahme zu gewähren. 

(8) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat den im Anhang aufgeführten Personen die 

Einreise in sein Hoheitsgebiet oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet nach den 

Absätzen 3, 4, 6 oder 7 genehmigt, gilt die Genehmigung ausschließlich für den Zweck, für 

den sie erteilt wurde, und für die davon unmittelbar betroffenen Personen. 
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Artikel 3 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen im Besitz, im Eigentum, in der 

Verfügungsgewalt oder unter der Kontrolle 

a) natürlicher oder juristischer Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die für 

folgende Handlungen verantwortlich sind, diese finanziell, technisch oder materiell 

unterstützen oder auf andere Weise an ihnen beteiligt sind: 

i) Herstellung, Erwerb, Besitz, Entwicklung, Transport, Lagerung oder 

Weitergabe chemischer Waffen, 

ii) Einsatz chemischer Waffen, 

iii) Beteiligung an Vorbereitungen für den Einsatz chemischer Waffen, 

b) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die in 

irgendeiner Weise eine natürliche oder juristische Person, Organisation oder 

Einrichtung unterstützen, ermutigen oder veranlassen, sich mit einer Tätigkeit nach 

Buchstabe a dieses Absatzes zu befassen und dadurch die Gefahr, dass solche 

Tätigkeiten ausgeführt werden, hervorrufen oder zur ihr beitragen; und 

c) mit den natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in 

Buchstaben a und b in Verbindung stehende natürliche oder juristische Personen, 

Organisationen oder Einrichtungen; 

wie im Anhang aufgeführt, werden eingefroren. 

(2) Abweichend von Absatz 1 und 2, dürfen den im Anhang aufgeführten natürlichen oder 

juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen keine Gelder oder 

wirtschaftlichen Ressourcen unmittelbar oder mittelbar zur Verfügung gestellt werden oder 

zugute kommen. 
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(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats kann unter den ihr angemessen erscheinenden 

Bedingungen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher 

Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 

genehmigen, nachdem sie festgestellt hat, dass die betreffenden Gelder oder 

wirtschaftlichen Ressourcen 

a) zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der im Anhang genannten natürlichen oder 

juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen und der 

unterhaltsberechtigten Familienangehörigen der natürlichen Personen, unter anderem 

für die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten 

und medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien und Gebühren 

öffentlicher Versorgungseinrichtungen erforderlich sind; 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Erstattung von Aus-

gaben im Zusammenhang mit der Erbringung juristischer Dienstleistungen dienen; 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für die routinemäßige 

Verwahrung oder Verwaltung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 

dienen; 

d) für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich sind, sofern die zuständige 

Behörde den zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten und der 

Kommission mindestens zwei Wochen vor Erteilung der Genehmigung mitgeteilt 

hat, aus welchen Gründen sie der Auffassung ist, dass eine spezifische Genehmigung 

erteilt werden sollte; oder 

e) auf Konten oder von Konten einer diplomatischen oder konsularischen Mission oder 

internationalen Organisation überwiesen werden sollen, die Immunitäten nach dem 

Völkerrecht genießt, soweit diese Zahlungen für amtliche Zwecke dieser diplomati-

schen oder konsularischen Mission oder internationalen Organisation bestimmt sind. 
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Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die 

Kommission von jeder Genehmigung, die er nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats die 

Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, 

sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand einer schiedsgericht-

lichen Entscheidung, die vor dem Datum ergangen ist, an dem eine natürliche oder 

juristische Person, Organisation oder Einrichtung nach Absatz 1 in die Liste im 

Anhang aufgenommen wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Datum in 

der Union ergangenen gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung oder einer vor 

oder nach diesem Datum in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 

gerichtlichen Entscheidung; 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Ge-

setze und sonstigen Rechtsvorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich 

für die Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine solche Entscheidung 

gesichert sind oder deren Bestand in einer solchen Entscheidung bestätigt worden ist; 

c) die Entscheidung kommt nicht einer im Anhang genannten natürlichen oder 

juristischen Person, Organisation oder Einrichtung zugute, und 

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur öffentlichen 

Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die 

Kommission von jeder Genehmigung, die er nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat. 
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(5) Absatz 1 hindert eine im Anhang aufgeführte natürliche oder juristische Person, 

Organisation oder Einrichtung nicht daran, Zahlungen aufgrund eines Vertrags zu leisten, 

der vor dem Zeitpunkt eingegangen wurde, zu dem eine solche natürliche oder juristische 

Person, Organisation oder Einrichtung in den Anhang aufgenommen wurde, sofern der 

jeweilige Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar 

von einer natürlichen oder juristischen Person, Organisation oder Einrichtung im Sinne von 

Absatz 1 entgegengenommen wird. 

(6) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorenen Konten erfolgte Gutschrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten; 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor 

dem Zeitpunkt eingegangen wurden, ab dem diese Konten den Maßnahmen nach den 

Absätzen 1 und 2 unterliegen, oder 

c) Zahlungen aufgrund von in der Union erlassenen oder in dem betreffenden 

Mitgliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen 

Entscheidungen, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen weiterhin den Maßnahmen nach 

Absatz 1 unterliegen. 

Artikel 4 

(1) Auf Vorschlag eines Mitgliedstaats oder des Hohen Vertreters der Union für Außen- und 

Sicherheitspolitik erstellt und ändert der Rat einstimmig die Liste im Anhang. 
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(2) Der Rat setzt die betreffende natürliche oder juristische Person, Organisation oder 

Einrichtung entweder auf direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, oder durch die 

Veröffentlichung einer Bekanntmachung von dem Beschluss nach Absatz 1 und den 

Gründen für die Aufnahme in die Liste in Kenntnis und gibt dabei dieser Person, 

Organisation oder Einrichtung Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige neue Beweise vorgelegt, so 

überprüft der Rat den Beschluss nach Absatz 1 und unterrichtet die betreffende natürliche 

oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung entsprechend. 

Artikel 5 

(1) Im Anhang werden die Gründe für die Aufnahme der natürlichen und juristischen 

Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 2 und 3 in die Liste angegeben. 

(2) Der Anhang enthält ferner die zur Identifizierung der betreffenden natürlichen oder 

juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen erforderlichen Angaben, soweit 

diese verfügbar sind. Bei natürlichen Personen können diese Angaben Namen, 

einschließlich Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und 

Personalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, und Funktion oder Beruf 

umfassen. Bei juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen können diese 

Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, Registriernummer und Geschäftssitz 

umfassen. 
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Artikel 6 

Ansprüche im Zusammenhang mit Verträgen oder Transaktionen, deren Erfüllung bzw. 

Durchführung von den mit diesem Beschluss verhängten Maßnahmen unmittelbar oder mittelbar 

ganz oder teilweise berührt wird, einschließlich Schadensersatzansprüchen oder ähnlichen 

Ansprüchen, wie etwa Entschädigungsansprüche oder Garantieansprüche, vor allem Ansprüche auf 

Verlängerung oder Zahlung einer Obligation, einer Garantie oder eines Schadensersatzanspruchs, 

insbesondere einer finanziellen Garantie oder eines finanziellen Schadensersatzanspruchs in jeder 

Form, werden nicht erfüllt, sofern sie geltend gemacht werden von: 

a) den benannten, im Anhang aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, 

Organisationen oder Einrichtungen; 

b) sonstigen natürlichen und juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die 

über eine der in Buchstabe a genannten Personen, Organisationen und Einrichtungen oder 

in deren Namen handeln. 

Artikel 7 

Damit die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen größtmögliche Wirkung entfalten 

können, empfiehlt die Union Drittstaaten, restriktive Maßnahmen zu ergreifen, die mit den in 

diesem Beschluss vorgesehenen restriktiven Maßnahmen vergleichbar sind. 
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Artikel 8 

Dieser Beschluss gilt bis zum … [12 Monate nach dem Tag der Annahme]. Dieser Beschluss wird 

fortlaufend überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert oder geändert, wenn der Rat der 

Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden. 

Artikel 9 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 

Kraft. 

Geschehen zu .... am ... 

 Im Namen des Rates 

 Der Präsident 
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ANHANG 

Liste der in Artikel 2 und 3 genannten  

natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen 

[…] 

 


